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Spruch
ZI. C9 424405-1/2012/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter MMag. Dr. René BRUCKNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. Daniel
LEITNER als Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, StA. Nepal, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
09.01.2012, ZI. 11 07.683-BAG, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter
MMag. Dr. René BRUCKNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. Daniel LEITNER als Beisitzer Uber die Beschwerde
des romisch 40 , StA. Nepal, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 09.01.2012, ZI. 11 07.683-BAG, in
nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR8 66 Abs. 2 AVG
zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlckverwiesen.In
Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR Paragraph 66,
Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt
zurtickverwiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt
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1. Der Beschwerdeflhrer (im Folgenden: BF) hat nach unrechtmaBiger und schlepperunterstitzter Einreise in das
Osterreichische Bundesgebiet am 22.07.2011 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz gemal? § 2 Abs.
1 Z 13 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, gestellt.1. Der Beschwerdefuhrer (im Folgenden:
BF) hat nach unrechtmaRiger und schlepperunterstutzter Einreise in das 6sterreichische Bundesgebiet am 22.07.2011
den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, des Asylgesetzes
2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, gestellt.

Am gleichen Tag fand vor einem Organ der Bundespolizei die niederschriftliche Erstbefragung des BF statt.

In weiterer Folge wurde der BF am 15.12.2011 vor dem Bundesasylamt, AulRenstelle Graz (im Folgenden: BAG), im

Asylverfahren niederschriftlich einvernommen.

2. Das Bundesasylamt hat mit dem oben im Spruch angefihrten Bescheid, zugestellt am 20.01.2012, den
gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz beziglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
gemall 8 3 Abs. 1iVm. 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.), den Antrag bezlglich der Zuerkennung
des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Nepal gemal3 8 8 Abs. 1iVm. 8 2 Abs. 1 Z
13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt Il.) und den BF gemafR§ 10 Abs. 1 AsylG 2005 aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet nach Nepal ausgewiesen (Spruchpunkt [Il.).2. Das Bundesasylamt hat mit dem oben im Spruch
angefihrten Bescheid, zugestellt am 20.01.2012, den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz bezlglich
der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2,
Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.), den Antrag bezlglich der Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Nepal gemald Paragraph 8, Absatz eins, in
Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt romisch zwei.) und den BF
gemal Paragraph 10, Absatz eins, AsylG 2005 aus dem osterreichischen Bundesgebiet nach Nepal ausgewiesen
(Spruchpunkt rémisch drei.).

3. Gegen den oben genannten Bescheid des Bundesasylamtes richtet sich die beim Bundesasylamt fristgerecht
eingelangte und mit 01.02.2012 datierte Beschwerde des BF an den Asylgerichtshof. Darin wurde beantragt, der
Beschwerde stattzugeben und den Bescheid im angefochtenen Umfang aufzuheben oder abzuandern.

Die gegenstandliche Beschwerde und die bezughabenden Verwaltungsakten wurden dem Asylgerichtshof am
10.02.2012 vom Bundesasylamt vorgelegt.

Il. Beweiswurdigungromisch zwei. Beweiswurdigung

Der oben angefihrte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem unbedenklichen und unzweifelhaften
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesasylamtes und des Gerichtsakts des Asylgerichtshofes.

Ill. Rechtliche Beurteilungrémisch drei. Rechtliche Beurteilung
Der Asylgerichtshof hat erwogen:
I1.1. Anzuwendendes Rechtrémisch drei.1. Anzuwendendes Recht

1. In der gegenstandlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005)BGBI. | Nr.
100/2005 in der geltenden Fassung, anzuwenden.1. In der gegenstandlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des
Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der geltenden Fassung, anzuwenden.

Weiters anzuwenden sind die Bestimmungen des Asylgerichtshofgesetzes (AsylGHG),BGBI. | Nr. 4/2008, und gemaf3 8
23 Abs. 1 AsylGHG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG),BGBI. Nr. 51/1991,
sowie die Bestimmungen des Zustellgesetzes (ZustG), BGBI. Nr. 200/1982, alle in der jeweils geltenden Fassung. An die
Stelle des Begriffs "Berufung" tritt gemaR§ 23 Abs. 1 AsylGHG mit Wirksamkeit ab 01.07.2008 der Begriff
"Beschwerde".Weiters anzuwenden sind die Bestimmungen des Asylgerichtshofgesetzes (AsylGHG), Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 4 aus 2008,, und gemal} Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, sowie die Bestimmungen des
Zustellgesetzes (ZustG), Bundesgesetzblatt Nr. 200 aus 1982,, alle in der jeweils geltenden Fassung. An die Stelle des
Begriffs "Berufung" tritt gemall Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG mit Wirksamkeit ab 01.07.2008 der Begriff
"Beschwerde".
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Die maf3geblichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen Uber die Einrichtung des Asylgerichtshofes finden sich in den
Art. 129c ff.Die mal3geblichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen uber die Einrichtung des Asylgerichtshofes finden
sich in den Artikel 129 c, ff.

B-VG.

2. GemalR 8 9 Abs. 1 AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die
Entscheidung durch Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.2. Gemal3 Paragraph 9,
Absatz eins, AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung
durch Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.

GemalRR 8 61 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a
vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes.GemaR Paragraph 61,
Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, oder 3a

vorgesehen ist, durch Einzelrichter Giber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes.

Da im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof kein Fall einer Einzelrichterzustandigkeit iSd. 8
61 Abs. 3 oder 3a AsylG 2005 vorgelegen ist, war die gegenstandliche Rechtssache dem nach der Geschaftsverteilung
des Asylgerichtshofes zustandigen Senat C9 zur Behandlung zuzuweisen.Da im gegenstandlichen
Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof kein Fall einer Einzelrichterzustéandigkeit iSd. Paragraph 61, Absatz 3,
oder 3a AsylG 2005 vorgelegen ist, war die gegenstandliche Rechtssache dem nach der Geschéftsverteilung des

Asylgerichtshofes zustandigen Senat C9 zur Behandlung zuzuweisen.

3. GemalR§ 41 Abs. 7 AsylG 2005 kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 67d AVG.3. Gem&R Paragraph 41, Absatz
7, AsylG 2005 kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung
mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das
Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 67 d, AVG.

Im gegenstandlichen Verfahren konnte eine mundliche Verhandlung unterbleiben, da der Asylgerichtshof die
Voraussetzungen des 8 67d Abs. 2 Z 1 AVG als gegeben erachtet, zumal der mit der gegenstandlichen Beschwerde
angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes aufzuheben war.Im gegenstandlichen Verfahren konnte eine mundliche
Verhandlung unterbleiben, da der Asylgerichtshof die Voraussetzungen des Paragraph 67 d, Absatz 2, Ziffer eins, AVG
als gegeben erachtet, zumal der mit der gegenstandlichen Beschwerde angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes

aufzuheben war.

I1.2. Zum Spruch (Behebung des angefochtenen Bescheides und Zurlckverweisungyrdmisch drei.2. Zum Spruch
(Behebung des angefochtenen Bescheides und Zurlckverweisung)

1. GemaR 8 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehdrde, so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfuhrung oder Wiederholung einer mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlckverweisen. Gemal3 8 66 Abs. 3 AVG kann die Berufungsbehérde
jedoch die mundliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchfihren, wenn hiermit eine
Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.1. GemalR Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die Berufungsbehdrde, so der
ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mundlichen
Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen
Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behdrde
zurlickverweisen. Gemal3 Paragraph 66, Absatz 3, AVG kann die Berufungsbehorde jedoch die mindliche Verhandlung
und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchfihren, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten
verbunden ist.

GemaR § 23 Abs. 1 AsylGHG findet die Bestimmung des § 66 Abs. 2 und 3 AVG auch auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof mit der MaRRgabe Anwendung, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt. Gemal Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG findet die Bestimmung des Paragraph 66, Absatz 2 und 3 AVG auch
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auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof mit der Mal3gabe Anwendung, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der
Begriff "Beschwerde" tritt.

2. Der Verwaltungsgerichtshof (im Folgenden: VwGH) hat mit Erkenntnissen vom 21.11.2002, Z1.2002/20/0315 und ZI.
2000/20/0084, grundsatzliche Ausfuhrungen zur Anwendbarkeit des§ 66 Abs. 2 AVG im Asylverfahren im Allgemeinen
und durch den UBAS als Berufungsbehdrde im Asylverfahren im Besonderen getatigt. Dabei hat er im letztgenannten
Erkenntnis insbesondere ausgefuhrt:2. Der Verwaltungsgerichtshof (im Folgenden: VwGH) hat mit Erkenntnissen vom
21.11.2002, ZI.2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084, grundsatzliche Ausfihrungen zur Anwendbarkeit des Paragraph
66, Absatz 2, AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den UBAS als Berufungsbehdrde im Asylverfahren im
Besonderen getatigt. Dabei hat er im letztgenannten Erkenntnis insbesondere ausgefihrt:

"Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemal38 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss
namlich auch bertcksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur moglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner
Qualitdt hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zur belangten Behdrde und somit zu einer
gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhdngigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens
fahrt (vgl. bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behorde in dieser Funktion
schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer ;obersten Berufungsbehorde' (Art. 129c Abs. 1 B-VG) wird aber
ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren
einem eininstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das
Vorbringen sachgerecht einzugehen und brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im
Herkunftsstaat in das Verfahren einzufihren."'Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemal}
Paragraph 66, Absatz 2, AVG sprechenden Gesichtspunkte muss namlich auch berlcksichtigt werden, dass das
Asylverfahren nicht nur méglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug
vorgesehen, der zur belangten Behdrde und somit zu einer gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen
Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens fihrt vergleiche bereits das Erkenntnis vom 16. April
2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behdrde in dieser Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle
einer ;obersten Berufungsbehorde' (Artikel 129 ¢, Absatz eins, B-VG) wird aber ausgehohlt und die Einrdumung eines
Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren einem eininstanzlichen Verfahren vor
der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das Vorbringen sachgerecht einzugehen und
brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im Herkunftsstaat in das Verfahren einzufthren."

In seinem Erkenntnis vom 17.10.2006, ZI.2005/20/0459, hat der VwWGH betont, dass eine Behebung nach§ 66 Abs. 2
AVG nur zulassig ist, wenn eine weitere Verhandlung oder Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall ware, wenn
die Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehor saniert werden hatten kdnnen.In
seinem Erkenntnis vom 17.10.2006, ZI. 2005/20/0459, hat der VWGH betont, dass eine Behebung nach Paragraph 66,
Absatz 2, AVG nur zuldssig ist, wenn eine weitere Verhandlung oder Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall
ware, wenn die Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehor saniert werden hatten
kdnnen.

Der Asylgerichtshof erachtet diese Rechtsprechung des VWGH auch unverandert auf das Beschwerdeverfahren vor
dem Asylgerichtshof fiir Ubertragbar und sinngemall anwendbar, zumal die Funktion des Asylgerichtshofes als
unabhangige und unparteiische Rechtsmittel- und Rechtsschutzinstanz gegentiber den erstinstanzlichen - und durch
die gleichzeitige Erschopfung des administrativen Instanzenzuges nunmehr auch letztinstanzlichen - Entscheidungen
des Bundesasylamtes der diesbezlglich gleich gelagerten Funktion des UBAS entspricht, wenngleich nicht verkannt
wird, dass der Asylgerichtshof keine Verwaltungsbehérde, sondern ein spezialisiertes Verwaltungsgericht ist.

3. Der Verwaltungsgerichtshof hat nun zusammengefasst in standiger Rechtsprechung betont, dass eine umfangreiche
und detaillierte Erhebung des fir die Entscheidung jeweils maRgebenden Sachverhaltes durch das Bundesasylamt als
Asylbehorde erster und nunmehr auch letzter administrativbehérdlicher Instanz durchzufiihren ist.

Wie sich aus den folgenden Erwagungen ergibt, ist dies in der gegenstandlichen Rechtssache vom Bundesasylamt
jedoch in qualifizierter Weise unterlassen worden:

3.1. Wie in der gegenstandlichen Beschwerde zu Recht vorgebracht wird, erweist sich das von der belangten Behérde
durchgefiihrte Ermittlungsverfahren in wesentlichen Punkten als mangelhaft.

Es ist zunachst dem Einwand in der Beschwerde zu folgen, dass die belangte Behdrde im angefochtenen Bescheid eine
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einzelfallbezogene Beweiswirdigung vollig vermissen lasst und sich in der Bescheidbegriindung weitestgehend auf
allgemeine und pauschal gehaltene Ausfihrungen beschrankt. Die belangte Behdrde setzt sich in ihrer aul3erst knapp
gehaltenen Beweiswurdigung vollig unzureichend mit der Frage der Glaubhaftigkeit des individuellen Fluchtvorbringens
des BF auseinander, zumal sie die vom BF vorgebachten Fluchtgriinde tberhaupt keiner naheren Prifung unterzog,
sondern das Vorbringen des BF mit der alleinigen Begriindung, dass das vom BF behauptete Bedrohungsszenario in
krassem Widerspruch zur notorischen Sicherheitslage in seinem Herkunftsstaat stehe, pauschal fur unglaubwirdig
befunden hat. Der belangten Behdrde muss somit vorgeworfen werden, dass sie es zur Ganze unterlassen hat, im
Bescheid naher und vor allem in nachvollziehbarer Weise auszufiihren, auf Grund welcher Angaben des BF sie letztlich

zum Schluss gelangen konnte, dass das Fluchtvorbringen nicht glaubhaft ware.

Auch dem weiteren Einwand des BF in der Beschwerde, wonach er zur Untermauerung seines Vorbringens auch ein
Beweismittel (handschriftliches Schreiben) in Vorlage brachte, welchem von der belangten Behérde jedoch mittels
eines nicht nachvollziehbaren Gedankenschlusses jegliche Verfahrensrelevanz aberkannt wurde, ist zu folgen. Die
belangte Behorde fuhrte im angefochtenen Bescheid aus, dass diesem Schreiben, welches von einer Privatperson
stammt, keine Verfahrensrelevanz zukomme, ohne jedoch in irgendeiner Weise zu begriinden, wie sie Uberhaupt zur
Annahme der fehlenden Verfahrensrelevanz gekommen war. Aus dem alleinigen Umstand, dass das Schreiben von
einer Privatperson stammt, kann jedenfalls nicht auf dessen fehlende Verfahrensrelevanz geschlossen werden.

Insgesamt betrachtet entbehren somit die von der belangten Behorde im Bescheid getroffenen Schlussfolgerungen
jedenfalls einer hinreichend schlissigen Begrindung, weshalb dem Einwand in der Beschwerde zu folgen ist, dass das
von der belangten Behérde durchgefuhrte Ermittlungsverfahren eine ausreichende Auseinandersetzung mit dem
Fluchtvorbringen des BF - unbeschadet der Frage einer allfdlligen Asylrelevanz - vermissen ldsst und sich die
Beweiswurdigung der belangten Behdrde im angefochtenen Bescheid somit als unzureichend erweist.

Letztlich ist festzuhalten, dass die im gegenstandlich angefochtenen Bescheid auf Grund des nur mangelhaft gefihrten
Ermittlungsverfahrens getroffenen Feststellungen und Erwagungen nicht den Erfordernissen einer umfassenden und
in sich schlissigen Begrindung einer abweisenden behérdlichen Entscheidung entsprechen (vgl. 8§ 60 iVm. 8 58 Abs. 2
AVG). Die belangte Behérde hitte im Ubrigen nach Einlangen der gegenstindlichen Beschwerde auch die Méglichkeit
gehabt, den mangelhaften Bescheid etwa im Rahmen einer Beschwerdevorentscheidung von sich aus zu berichtigen,
wovon sie aber Abstand genommen hat.Letztlich ist festzuhalten, dass die im gegenstandlich angefochtenen Bescheid
auf Grund des nur mangelhaft gefiihrten Ermittlungsverfahrens getroffenen Feststellungen und Erwagungen nicht den
Erfordernissen einer umfassenden und in sich schllssigen Begriindung einer abweisenden behérdlichen Entscheidung
entsprechen vergleiche Paragraph 60, in Verbindung mit Paragraph 58, Absatz 2, AVG). Die belangte Behdérde hatte im
Ubrigen nach Einlangen der gegenstindlichen Beschwerde auch die Méglichkeit gehabt, den mangelhaften Bescheid
etwa im Rahmen einer Beschwerdevorentscheidung von sich aus zu berichtigen, wovon sie aber Abstand genommen
hat.

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner standigen Rechtsprechung eine ganzheitliche Wuirdigung des
individuellen Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persénlichen
Glaubwurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Berichten zur Lage im Herkunftsstaat verlangt (VWGH vom 26.11.2003, ZI.
2003/20/0389). Aufgrund des augenscheinlich mangelnden Ermittlungsverfahrens der belangten Behdrde hat diese
jedenfalls eine solche ganzheitliche Wuirdigung des individuellen Vorbringens nicht vorgenommen, da das
Bundesasylamt dieses offensichtlich nicht anhand der konkret entscheidungsrelevanten aktuellen Situation gewurdigt
hat.

Die belangte Behérde wird daher zunachst alle zur Erganzung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes
erforderlichen Ermittlungen vorzunehmen und sodann unter Heranziehung eines geeigneten Dolmetschers neuerlich
eine Einvernahme des BF durchzufiihren haben, in der schlie3lich die Ergebnisse ihrer Ermittlungen mit dem BF zur
Wahrung des Rechts auf Parteiengehdr ausreichend zu erdrtern sind. Dabei wird auch das vom BF vorgelegte
Beweismittel (Bestatigungsschreiben) in die Beurteilung einzubeziehen und zu wirdigen sein.

Im Hinblick auf die eben dargelegte Mangelhaftigkeit des Bescheides kann eine weitere Auseinandersetzung mit den
Ubrigen in der gegenstdandlichen Beschwerde aufgezeigten Mangeln unterbleiben.

3.2. Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes und das diesem zugrunde liegende
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Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass der angefochtene Bescheid wiederum zu beheben ist. Samtliche
Erhebungen, welche grundsatzlich von der belangten Behdrde durchzufihren sind, waren demnach durch den
Asylgerichtshof zu tatigen, sohin verbietet sich unter Berticksichtigung der oben dargestellten Ausfihrungen des
Verwaltungsgerichtshofes und unter Effizienzgesichtspunkten eine Heranziehung des 8 66 Abs. 3 AVG. Besondere
Gesichtspunkte, die aus der Sicht des Asylgerichtshofes gegen eine Kassation des angefochtenen Bescheides sprechen
wirden, sind im vorliegenden Fall nicht erkennbar.3.2. Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des
Bundesasylamtes und das diesem zugrunde liegende Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass der angefochtene
Bescheid wiederum zu beheben ist. Samtliche Erhebungen, welche grundsatzlich von der belangten Behdrde
durchzufthren sind, waren demnach durch den Asylgerichtshof zu tatigen, sohin verbietet sich unter BerUcksichtigung
der oben dargestellten Ausfihrungen des Verwaltungsgerichtshofes und unter Effizienzgesichtspunkten eine
Heranziehung des Paragraph 66, Absatz 3, AVG. Besondere Gesichtspunkte, die aus der Sicht des Asylgerichtshofes
gegen eine Kassation des angefochtenen Bescheides sprechen wirden, sind im vorliegenden Fall nicht erkennbar.

4. Aus den dargelegten Grinden war daher spruchgemall der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes gemali§
66 Abs. 2 AVG zu beheben und die gegenstandliche Rechtssache an das Bundesasylamt als belangte Behérde zur
neuerlichen Entscheidung zurlckzuverweisen. Das Bundesasylamt wird im fortzusetzenden Verfahren die
dargestellten Mangel zu verbessern haben.4. Aus den dargelegten Griinden war daher spruchgemaR der angefochtene
Bescheid des Bundesasylamtes gemaf Paragraph 66, Absatz 2, AVG zu beheben und die gegenstandliche Rechtssache
an das Bundesasylamt als belangte Behdrde zur neuerlichen Entscheidung zurtickzuverweisen. Das Bundesasylamt
wird im fortzusetzenden Verfahren die dargestellten Mangel zu verbessern haben.

Schlagworte
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